
für das.Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz: BGB §§ 705, T356 Abs 2, 1426, 1427

Rechtssatz: Setzt-ein Ehemann, der mit seiner Ehefrau Gü­
tertrennung vereinbart hat, seine volle Arbeits­
kraft in dem seiner Ehefrau gehörigen Erwerbs­
geschäft ein, so kann zwischen den Ehegatten ei­
ne Innengesellschaft bestehen, die dem.Ehemann 
einen Anspruch auf Beteiligung an den Erträgnis-, 
sen des Unternehmens gibt.

.Aktenzeichen: IV ZR 140/53 

TJrt. d. BGH. v. 25. Marz 1954 OLG Köln



iy zr no/55
St

Verkündet am 25» März 1954 
Klett, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Ferdinand 
fplatz ^

in K b.

- Prozeßbevollmächtigter:
Klägers und Revisionsklägers, 
Rechtsanwalt Dr.

gegen

1 . Frau Christeldfetraße
2 den Bert

geb. in .H<

m traöe
Beklagte und Revisionsbeklagte, 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr,

hat der IV* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 25. Februar 1954 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter Raske, Dr. Kre 
gel, Dr. Vo Werner und Wüstenberg

für Recht erkannt*

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 6 , Zivilsenats des Ob'erlandesgerichts in 
Köln vom 29. April 1953 aufgehoben.

2. Das Urteil der 3. Zivilkammer des Landgerichts 
in Aachen vom 3. Oktober 1952 wird in Ziffer I, 
soweit es sich auf den Beklagten zu 2 bezieht, 
sowie in Ziffer II aufgehoben. In diesem Umfang 
ist der Rechtsstreit erledigt.

3. Im übrigen wird der Rechtsstreit an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger und die Beklagte zu 1) haben am 24. April 
1934 die Ehe geschlossen. Sie lebten gemäß einem von ih­
nen abgeschlossenen und in das Güterrechtsregister einge­
tragenen Vertrag vom 23. April 1934 im Güterstand der Gü­
tertrennung. Kurz nach der Eheschließung stellte der Va­
ter der Beklagten zu 1), der Zeuge K ^ H > .  darlehenswei­
se einen Geldbetrag und ferner Waren zur Verfügung. Der 
Gesamtwert betrug 20.000 Dü. Hierbei ist unter den Partei­
en streitig, ob nur die Beklagte zu 1) oder auch der Klä­
ger ihm als Darlehensschuldner gegenUberstanden. Die Mit­
tel wurden für den Ankauf eines Wohn- und Geschäftshauses 
zum Preise von 13.000,—  RM, den K ^ U ^  unmittelbar an 
den Verkäufer zahlte, und für die Einrichtung eines Le­
bensmittel- und Textilwarengeschäfts verwendet. Die Beklag­
te zu 1 ) wurde als Alleineigentümerin des Lauses im Grund­
buch eingetragen. In dem Geschäft waren der Kläger und 
die Beklagte zu 1) tätig. Das Geschäft wurde am 1. Dezem­
ber 1934 eröffnet,.es wurde bis zum Februar 1935 auf den 
Hamen des Klägers, von da ab bis Ende 1943 auf den Namen 
der Beklagten zu 1) und darauf wieder auf den Namen des 
Klägers betrieben.

Nach dem Zusammenbruch wurde das Darlehen an den 
Zeugen zurückgezahlt. Auch wurde das Haus, das
durch die Kriegsereignisse erheblich beschädigt worden 
war, wiederhergestellt.

Im März 1949 wurde die Ehe des Klägers und der Be­
klagten zu 1) rechtskräftig geschieden. Später heiratete 
die Beklagte zu 1) den Beklagten zu 2).
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Der Kläger hat behauptet: tfeben der Beklagten zu 1) 
sei auch er Schuldner des Darlehens gewesen, das deren 
Vater gegeben habe. Ende 1945 habe er diesem das Darlehen 
zuriickgezahlt. Insoweit es für die Anschaffung und Her- 
richtung des auf den Hamen der Beklagten eingetragenen 
Hauses Verwendung gefunden habe, nämlich in Höhe von 
16.000,- HM, stehe ihm ein Anspruch gegen die Beklagte 
zu, der im Verhältnis 1 : 1 von HM auf DM umzustellen sei. 
Nach dem Kriege habe er aus den Erträgnissen des von ihm 
betriebenen Geschäfts das Haus instandgesetzt und ver­
bessert. Seine Aufwendungen dafür beliefen sich auf 
15c489,—  HM, deren Ersatz er in gleicher Höhe in DM for­
dere.

Von diesen beiden Bosten hat der Kläger zunächst je 
2.000,—  D-I mit Zinsen eingeklagt.

Die Beklagten haben die Ansprüche teilweise aner­
kannt, zum Teil sind sie ihnen unter Erhebung einer Fest­
st ellungsv/iderklage entgegengetreten. Sie haben vorgetra­
gen: Nur die Beklagte zu 1) sei die Empfängerin des Dar­
lehens gewesen, und sie allein habe es nach Kriegsende an 
ihren Vater zurückgezahlt. Insoweit stehe dem Kläger des­
halb eine Forderung nicht zu. Der Anspruch des Klägers 
auf Ersatz seiner Aufwendungen für die Instandsetzung des 
Hauses, der im Verhältnis 10 : 1 von HM auf DM umzustellen 
sei, Belaufe sich auf nicht mehr als 1.600,—  DM. In Hö­
he dieses Betrages haben die Beklagten deshalb den Klag­
anspruch mit Zinsen in der lezten mündlichen Verhandlung 
vor dem Landgericht anerkannt. Im übrigen hat die Beklag­
te zu 1 ) hilfsweise mit angeblich ihr zustehenden Gegen­
forderungen in Höhe von 9*314,42 DM aufgerechnet.
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Daraufhin hat das Landgericht auf Antrag des Klä­
gers durch Anerkenntnis-Teilurteil vom 19« September 1952 
ausgesprochen, daß die Beklagte zu 1) an den Kläger
1.600,—  l)JL nebst 4 # Zinsen seit dem 1. Mai 1949 zuzah- 
len und der Beklagte zu 2) die Zwangsvollstreckung in 
das eingebrachte Gut seiner Ehefrau zu dulden habe.

Der Kläger hat alsdann beantragt,
die Beklagte zu 1) zu verurteilen, an ihn 4*000,—

. . DM nebst 4 # Zinsen seit dem 1. Mai 1949 abzüglich 
des durch Anerkenntnisurteil erledigten Betrages zu 
zahlen,
den Beklagten zu 2) zu verurteilen, die Zwangsvoll­
streckung in das eingebrachte Gut seiner Ehefrau 
zu dulden.

Die Beklagten haben beantragt,
1. die Klage abzuweisen,
2. auf die Widerklage festzustellen, daß dem Kläger 

die Ansprüche in Höhe von 16.000,—  DM und 
15.489,—  DM nebst Zinsen gegen die Beklagte zu 
1), deren er sich berühme, nicht zuständen, ab­
gesehen von dem ihm durch Anerkenntnisurteil 
zugesprochenen Betrag.

Der Kläger hat beantragt, die Widerklage abzu­
weisen.

Das Landgericht hat durch Urteil vom 3* Oktober 
1952 die Klage abgewiesen und gemäß dem Antrag der Wi­
derklage erkannt.

Der Kläger hat Berufung eingelegt.
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Im Berufungsrechtszug hat er vorgetragen, aus dem 
von ihm behaupteten gemeinsamen Barlehensempfang folge, 
daß zwischen der Beklagten zu 1) und ihm eine Innengesell­
schaft bestanden habe» Ober deren Vermögen, das Haus und 
einen von ihm bei der Trennung übernommenen Personenkraft­
wagen müsse eine Auseinandersetzung zu gleichen Anteilen 
zwischen ihnen erfolgen. Auf ihn entfalle ein Anteil von 
noch 17.600,-- BML

Nunmehr hat der Kläger beantragt,
die Beklagte zu 1) zu verurteilen, an ihn 17*600,- 
BM nebst 4 i» Zinsen seit dem 1. September 1949 zu 
zahlen, den Beklagten zu 2) zu verurteilen, die 
Zwangsvollstreckung in das eingebrachte Out seiner 
Ehefrau zu dulden.

Bie Beklagten haben beantragt, 
die Klage abzuvveisen.

Hinsichtlich ihrer Widerklage haben sie die Haupt-
$

sache für erledigt erklärt, weil der Kläger im Berufungs­
rech wszug seine Ansprüche endgültig begrenzt habe. Ber 
Kläger hat der Erledigung zugestimmt/ Bie Beklagten haben 
bestritten, daß zwischen dem Kläger und der Beklagten zu 
1) ein Gesellschaftsverhältnis bestanden habe. Bie Gegen­
forderungen, mit denen gegenüber den Ansprüchen des Klä­
gers hilfsweise aufgerechnet worden ist, haben sie darauf 
gegründet, daß der Kläger der Beklagten izu 1) Warenvorrä­
te, die er 1943 übernommen habe, vergüten und für die Be­
nutzung der anderen Räume eine Entschädigung zahlen müs­
se j, daß er außerdem die von ihm eingezogenen Wohnungsmie­
ten zu erstatten und Ersatz für Abhebungen von einem für 
die Beklagten persönlich geführten Bankkonto zu leisten
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and ferner für die Wohnung der Parteien für die Zeit, in 
der er Geschäftsinhaber gewesen sein wolle, Miete zu zah­
len habe» Die Gegenforderungen haben die Beklagten jetzt 
auf 20.300,—  B»1 beziffert,.

Bas Berufungsgericht hat durch Urteil vom 29 - April 
1953 die Berufung zurückgewiesen.

Mit der Hevision verfolgt der Kläger seinen im Be­
rufungsrechts zug gegen die Beklagte zu 1) gestellten Klag­
antrag weiter- Er verlangt insoweit, daß das Urteil des 
Berufungsgerichts aufgehoben und die Sache an die Vorin­
stanz zurückverwiesen werde. Ben Rechtsstreit gegen den Be­
klagten zu 2) hat er für erledigt erklärt.

Bie Beklagte zu 1) beantragt, die Revision zurück- 
zuv/eisen. Der Erledigung des Rechtsstreite hinsichtlich 
des Beklagten zu 2) haben die Beklagten zugestimmt <,

Entsoheidungsgründe1

I. Bas Berufungsgericht hat die Berufung in vollem Um­
fang zurückgewiesen, obwohl beide Parteien den Rechts­
streit hinsichtlich der Widerklage, der von dem Landge- ' 
rieht stattgegeben worden war, in der Berufungsinstanz für 
erledigt erklärt haben. Bie auf die Widerklage in dem Er­
kenntnis des Landgerichts getroffene Feststellung fiel 
damit weg, und es war nach § 91 a ZPO nur noch über die 
durch die Widerklage entstandenen Kosten des Rechtsstreits 
zu befinden- Bies hatte gleichzeitig mit der Entschei­
dung über die sonstigen Kosten des Verfahrens durch Ur­
teil zu geschehen (Stein-Jonas-SchÖnke ZPO 18. nufl §
91 a Anm VII). Wenn das Berufungsgericht die Berufung un-
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eingeschränkt zurückwies, so bestätigte es damit auch die 
in Wirklichkeit gegenstandslos gewordene Entscheidung über 
die Widerklage- Bas war nicht zulässig- Dagegen war eine 
ausdrückliche Aufhebung des in Präge stehenden Teiles des 
landgerichtlichen Urteils sachgemäß (Stein-Jonas-Schönke 
§ 91 a Anm VI 3; Schänke JZ 1952, 566). Die Entscheidung 
konnte in der Revisionsinstanz nachgeholt werden. Über 
die Kosten der Widerklage ist erst zu erkennen, wenn der 
Rechtsstreit im Übrigen zur Entscheidung reif ist,

II. Im Revisionsrechtszug haben die Parteien ferner 
den Rechtsstreit, soweit er den Beklagten zu 2) betrifft, 
in zulässiger Weise für erledigt erklärt. Es war geboten, 
die Entscheidungen der Vorinstanzen auch in diesem Um­
fang ausdrücklich aufzuheben. Die insoweit nach § 91 a 
ZPO zu treffende Kostenentscheidung bleibt jedoch zweck­
mässig gleichfalls Vorbehalten, bis der Prozeß zwischen 
dem Kläger und der Beklagten zu 1) entscheidungsreif ist.

III. Das Berufungsgericht hält die Auffassung des Klägers, 
zwischen ihm und der Beklagten zu 1) (in diesem Urteil 
künftig "Beklagte” genannt) habe während der Dauer ihrer 
Ehe eine Innengesellschaft bestanden, die auseinanderge­
setzt, werden müsse, nicht für zutreffend. Ausdrücklich
sei ein derartiges Verhältnis nicht vereinbart worden.
Aus der Hingabe des Darlehens seitens des Vaters der Be­
klagten, des Zeugen K ^ ^ ^ ,  könne auf die Errichtung ei­
ner Gesellschaft, deren Zweck die Verwertung des Darlehens 
gewesen sei, nicht geschlossen werden. Zwar sei die Urkun­
de, auf Grund deren dem Zeugen wegen des Darle­
hens eine Hypothek von 10.000,—  RM an dem Hausgrundstück 
bestellt worden sei, von beiden Ehegatten unterschrieben, 
und sie enthalte unstreitig den Satz: "Wir haben ein Dar-
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lehen erhalten", und habe auch nach der Löschung '
der Hypothek einen von beiden Ehegatten Unterzeichneten 
Schuldschein über 20*000,—  BI bekommen. Trotzdem sei' es 
fraglich, ob der Kläger neben der Beklagten Darlehensempfän 
ger gewesen sei* Die Aussage des Zeugen lasse vielmehr 
darauf schließen, daß.nur die Beklagte Schuldnerin habe 
sein sollen, und daß die Mitunterzeichnung durch den Klä­
ger daneben nur seine bürgschaftsahnliche Mithaftung habe 
zum Ausdruck bringen sollen. Da der Schuldschein abhan­
den gekommen sei und der Zeuge sich seines Wortlautes nicht 
mehr entsinne, könnten sichere Feststellungen in dieser 
Richtung nicht getroffen werden.

Die Revision meint zunächst, das Berufungsgericht 
hätte den Kläger als MitSchuldner des Darlehens ansehen 
müssen. Durch die Bestätigung des gemeinschaftlichen 
Empfanges des Darlehens in der Hypothekenurkunde und in 
dem nach Löschung der Hypothek von beiden Eheleuten Unter­
zeichneten Schuldschein sei die Schulderklärung beider 
gemäß § 416 ZPO voll bewiesen. Das Berufungsgericht habe 
nur dann davon absehen dürfen, den Inhalt der beiden Ur­
kunden seiner Entscheidung zugrunde zu legen, wenn ein Ge­
genbeweis geführt worden seif die Beweislast dafür, daß 
der Kläger nicht auch Schuldner des Darlehens gewesen 
sei, habe bei der Beklagten gelegen. Dafür, daß der Klä­
ger eine bürgschaftsähnliche Uithaftung übernommen habe, 
habe das Berufungsgericht in tatsächlicher Hinsicht keine 
ausreichenden Feststellungen getroffen*

Es kann hier jedoch dahinstehen, ob das Berufungs­
gericht seine Auffassung, aus dem Empfang des Darlehens 
liessen sich keine Schlüsse auf das Bestehen eines Gesell­
schaftsverhältnisses zwischen dem Kläger und der Beklag-
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ten ziehen, in rechtlich einwandfreier Weise begründet hate 
Die Frage, ob die Parteien in einem derartigen Verhältnis 
standen, beantwortet sich vor allem danach, wie sich ihre 
Beziehungen im Verlauf der Ehe, die sie miteinander führ­
ten, gestalteten.

Auch diese waren nach Ansicht des Berufungsgerichts 
nicht gesellschaftsrechtlicher Natur. Dagegen spreche, so 
wird in dem angefochtenen Urteil ausgeführt, daß der Klä­
ger selbst im ersten Rechtszug davon ausgegangen sei, das 
Grundstück gehöre der Beklagten und er könne Ersatz seiner 
dafür gemachten Aufwendungen verlangen. Wenn er in dem Ge­
schäft mitgearbeitet habe, das der Beklagten von ihrem Va­
ter eingerichtet worden sei, anstatt den bis dahin von 
ihm betriebenen Viehhandel fortzusetzen, und wenn er das 
Geschäft, wie er behaupte, zu einer gewissen Blüte gebracht 
habe, so habe er diese Arbeit im Verhältnis zu der Beklag­
ten nicht ohne eine gesetzliche Verpflichtung geleistet, 
da er gehalten gewesen sei, den ehelichen Aufwand zu tra­
gen und ihr Unterhalt zu zahlen, wobei ihm auch das nur 
möglich gewesen sei, weil die Beklagte ihm die Nutznies- 
sung ihres Vermögens überlassen habe. Auf ein Gesellschafts- 
verhiiltnis könne auch nicht daraus geschlossen werden, 
daß der Kläger nach seiner Behauptung die Mittel für den 
Wiederaufbau des Hauses aus einem von ihm selbst betrie­
benen Süßwaren- -und Tabakhandel aufgebracht habe, wobei 
er seit Kriegsbeginn sein Süßwarenkontingent nur in dem 
Lebensmittel-und Konfektionsgeschäft umgesetzt habe. Der Klä­
ger habe nicht hinreichend substantiiert vorgetragen, 
daß dieser Teil des Geschäftsbetriebes einen Umfang ange­
nommen habe, der die Annahme einer Vereinbarung Uber ein 
Beteiligungsverhältnis nahelege? auch fehle es an einer 
Darlegung über den Umfang und die Verwendung dieses Tei-
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les des Geschäftsgewinnes. Die erzielten Geschäftsgewinne 
hätten deshalb der Beklagten, die Geschäftsinhaberin ge­
wesen sei, zugestanden, soweit der Kläger sie nicht ohne­
hin für die Befriedigung seiner Bedürfnisse verwendet ha­
be; nach seiner eigenen Sachdarstellung habe er nach Be­
lieben Geld aus der Kasse entnehmen können. Baß das bisher 
auf den Namen der Beklagten bei der Verwaltungsbehörde an­
gemeldete Geschäft im Jahre 1943 auf den Kläger umgeschrie­
ben worden sei, habe daran nichts geändert, denn die for­
male Ummeldung habe auf den materiellen Besitzstand keine 
Auswirkung gehabt und sei nicht ernst gemeint gewesen, da 
es andernfalls einer Auseinandersetzung über die Betriebs­
mittel, einer Bestandsaufnahme, einer Bilanzziehung oder 
ähnlicher Vorgänge bedurft hätte; unstreitig seien aber 
solche Maßnahmen nicht getroffen worden. Bie Ummeldung ha­
be für die Beklagte weder rechtlich noch praktisch nach­
teilige Veränderungen mit sich gebracht.

Bie Revision rügt, das Berufungsgericht habe bei sei­
ner Beurteilung des Sachverhalts die Grundsätze mißachtet, 
die der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in einer 
Entscheidung vom 20. Bezember 195?- (BGHZ 8, 249) in einem 
Pall entwickelt habe, der ähnlich wie der vorliegende ge­
lagert gewesen sei, und in dem die Mitarbeit der Ehefrau 
in dem Erwerbsgeschäft ihres Ehemannes, die erheblich über 
das nach § 135.6 Abs 2 BGB gebotene Maß hinaus erfolgt sei, 
unter gesellschaftsrechtlichen Gesichtspunkten hätte be­
urteilt werden müssen. Nach Auffassung der Revision recht­
fertigt sich auf Grund der Rechtsausführungen, die der 
damals erkennende Senat gemacht hat, die Annahme, daß 
auch im vorliegenden Fall ein Gesellschaftsverhältnis 
zwischen den Ehegatten bestand. Für dieses Verhältnis sei 
es, so meint die Revision, ohne Bedeutung, daß der Zeuge



das Geschäft für seine Tochter eingerichtet habe? 
maßgebend sei vielmehr, daß beide Eheleute seine Darlehens­
schuldner geworden seien, und daß sie in einer der eheli­
chen Lebensgemeinschaft entsprechenden Weise in dem Ge­
schäft tätig geworden seien und an seinen Vor- und Nachtei­
len teilgenommen hätten«,

Die Beweisaufnahme über die Tätigkeit der Parteien in 
dem Erwerbsgeschäft sei von dem Berufungsgericht nur unvoll­
kommen in Betracht gezogen worden• Unter Verstoß gegen § • 
286 ZPO habe das Gericht es ferner versäumt, die von dem 
Kläger dafür benannten Zeugen, daß er das Geschäft geführt 
und zur Blüte gebracht habe, zu vernehmen. Unberücksichtigt 
sei geblieben, daß beide Eheleute sich gegenüber der Kreis­
sparkasse in in Schuldurkunden vom
19- März 1937 und 13. April 1938 als Schuldner bekannt hät­
ten. Als einen Umstand, der dafür spreche, daß ein gemein­
sames Geschäft betrieben worden sei, habe das Berufungs­
gericht auch den nur nach außen hervortretenden Wechsel 
der Inhaberschaft, durch den lediglich der geschäftsfüh­
rende Gesellschafter gewechselt habe, werten müssen sowie 
ferner die Tatsache, daß in diesem Geschäft der Vertrieb 
von Süßwaren auf Grund eines nur dem Kläger zustehenden 
Kontingents erfolgt sei. Es sei auch zu bedenken, daß die“ 
Beklagte kein Anerkenntnisurteil gegen sich hätte ergehen 
lassen, wenn sie nicht das Bewußtsein einer rechtlichen 
Verpflichtung gegenüber dem Kläger gehabt hätte.

Wenn die Rechtsprechung.der Ehefrau, trotzdem sie 
seinerzeit gemäß § 1356 BGB verpflichtet gewesen sei, im 
Geschäft des Mannes mitzuarbeiten, den ihr gebührenden An­
teil an dem gemeinsam erwirtschafteten Ertrag zugebilligt 
habe, so müsse dasselbe für den Mann gelten, wenn nach
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außen die Frau die Inhaberin des Geschäfts sei. Die den. 
ehelichen Verhältnissen entsprechende Betrachtungsweise, 
die trotz des § 1356 BGB einen gemeinschaftlichen Erwerb 
beider Eheleute anerkannt habe, müsse erst recht gelten, 
wenn der Mann im Geschäft seiner Frau tätig sei, ohne 
daß für ihn eine dahingehende gesetzliche Verpflichtung 
bestehe.

Der Kevision ist zuzugeben, daß das Berufungsge- . 
rieht den Sachverhalt in diesen von ihr bezeichneten Eich­
tungen nicht unter zutreffenden rechtlichen Gesichtspunk­
ten und auch nicht erschöpfend gewürdigt hat. Es mag zwar 
zweifelhaft erscheinen, ob die von der Revision angeführ­
ten, von beiden Eheleuten Unterzeichneten Schuldurkunden 
vom 19, März 1937 und 23. April 1938 gegenüber der Kreis­
sparkasse (Bl 37 GA) sich im Sinne der Meinung der Revi­
sion verwenden lassen, denn diese Urkunden enthalten aus­
drücklich den Vermerk, daß über das zu errichtende Konto 
die Ehefrau allein verfügungsberechtigt sein solle. Schwer­
lich gestattet es auch das von der Beklagten abgegebene 
Teilanerkenntnis, Schlüsse dahin zu ziehen, daß die zwi­
schen den Parteien bestehenden Rechtsbeziehungen von ei­
ner ,bestimmten Art gewesen seien. Aber es ist nicht zu 
verkennen, daß das Berufungsgericht diese Beziehungen un­
ter zu engen Gesichtspunkten beurteilt hat. Für die Fra­
ge, ob das Verhältnis der Ehegatten, die sich beide in 
demselben Erwerbsgeschäft betätigten, im Innenverhältnis 
ein gesellschaftsähnliches war, ist es nicht entscheidend, 
ob die Parteien sich dessen bewußt waren, daß ihre Be- 
ziehuhgen rechtlich in dieser Weise beurteilt werden konn- 
ten, und die Frage kann nicht schon deshalb verneint wer­
den, weil einer der Ehepartner, die Ansprüche, die ihm 
möglicherweise auf Grund solcher Beziehungen gegen den



anderen zustehen, zunächst mit einer andersartigen recht­
lichen Begründung geltend machte» Der II. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs hat in der von der Revision angeführ­
ten Entscheidung vom 20. Dezember 1952 ausgeführt, bei ei­
ner verständigen Berücksichtigung der gesamten Lebensver­
hältnisse im Rahmen einer Ehe liege die Annahme nahe, 
daß die Ehefrau neben ihrem Ehemann in einem Geschäftsbe­
trieb nicht allein für diesen, sondern mit ihm für die 
eheliche Gemeinschaft ihre wirtschaftliche Arbeit leiste; 
im allgemeinen werde davon ausgegahgen werden können, daß 
ihre entgeltliche Mitarbeit nicht gegen eine feste Vergü­
tung, sondern gegen eine Erfolgsvergütung oder eine irgend­
wie geartete Beteiligung erfolge. Die Schicksalsgemein­
schaft, in der die Ehegatten miteinander ständen, finde 
hierin ihren sinnfälligen Ausdruck. Weiter werde man davon 
ausgehen können, daß die Ehegatten während des Bestehens 
der Ehe auf eine gegenseitige Abrechnung keinen Wert leg­
ten, vielmehr in der ihren Verhältnissen entsprechenden 
Weise an den Ergebnissen- ihrer gemeinsamen Arbeit gemein­
schaftlich teilhätten.

Der II. Zivilsenat ist damit über die früher zumeist 
in der Rechtsprechung vertretene Auffassung.hinausgegan­
gen, daß in derartigen Pallen der Ehefrau nach der Schei­
dung der Ehe im allgemeinen nur Bereicherungsansprüche zu­
zubilligen seien (RGZ 158, 380 /38£7, wo aber bereits 
ebenso wie in der DR 1944, 909 veröffentlichten Entschei­
dung des Reichsgerichts die Möglichkeit gesellschafts­
rechtlicher Ansprüche zugegeben wird; vgl ferner das Ur­
teil des erkennenden Senats vom 9. Juli 1951 - IV ZR 50/50

V

S 18, 19). Seiner Entscheidung ist beizupflichten. Ihre 
Grundsätze können, sofern die Lage des Einzelfalls dazu 
Anlaß bietet, entsprechend angewendet werden, wenn nicht
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die Ehefrau, in dem Erwerbsgeschäft des Mannes mitgearbei­
tet hat, sondern umgekehrt der Mann in demjenigen der Ehe­
frau seine Arbeitskraft voll eingesetzt hat. Für die Annah­
me eines derartigen G-esellschaftsverhältnisse kann es nach 
Lage des Einzelfalls ausreichen, daß beide Ehegatten sich 
zu einer gemeinsamen Tätigkeit in einem Betriebe verbun­
den haben, die ihre Arbeitszeit ausfüllt, auch wenn eine 
ausdrückliche Abrede zwischen ihnen nicht getroffen worden 
ist. Dabei braucht es keinen Unterschied zu machen, ob 
das Geschäft, in dem die Arbeit geleistet wird, dem Mann 
oder der E..au gehört. Allerdings ist, wenn die Ehefrau 
nach außen allein als Geschäftsinhaberin auftritt, beson­
ders Zu prüfen, ob sich daraus nicht Schlüsse dahin ziehen 
lassen, daß der Ehemann, der im Geschäft mitarbeitet ohne 
nach außen als Mitinhaber hervorzutreten, eben nicht an­
teilsmäßig an dem Gewinn beteiligt sein, sondern nur einen 
Anspruch auf eine angemessene feste' Vergütung seiner Ar­
beit haben soll. Ergibt die Prüfung indessen das Gegenteil und 
isc die beiderseitige Tätigkeit der Eheleute unter Berück­
sichtigung aller Umstände des Einzelfalles und nach Treu 
und Glauben lediglich als eine gemeinsame Arbeit für ein 
einheitliches Ziel aufzufassen, so muß es der Geschäftsin­
haber, der eine derartige Zusammenarbeit mit dem anderen 
Ehepartner eingegangen ist, gelten lassen, daß auch die­
ser einen Anspruch auf Beteiligung an den Erträgnissen 
des Unternehmens hat.

Es braucht deshalb hier nicht darauf anzukommen, 
ob der Zeuge der Beklagten das Geschäft einrichte­
te, und ob die Beklagte alsbald mit einer Vergesellschaf­
tung ihres Vermögens einverstanden war. Maßgebend ist 
vielmehr, ob beide Ehegatten im Laufe der Jahre ein Ver­
halten an den Tag legten, durch das in dem erörterten
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Sinne gesells chaftsrechtliche Beziehungen zwischen ihnen 
geschaffen wurden, und durch das die Beklagte die Ver­
pflichtung übernahm, den Kläger an den Erfolgen der ge­
schäftlichen Tätigkeit als Entgelt für seine Mitarbeit 
zu beteiligen, wobei das Maß der Beteiligung sich u.a. 
mit nach dem Umfang der Arbeit beider richtet. Hierauf ist 
noch zurückzukommen.

Jas Berufungsgericht vertritt die Auffassung, die 
Verhältnisse lägen hier wesentlich anders als in dem von 
dem II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs entschiedenen 
Pall, Dort habe die Ehefrau mehr geleistet, als ihr an 
Pflichten gesetzlich obgelegen habe; in dem vorliegenden 
Pall aber habe der Kläger seine Arbeitsleistung in dem 
Gesc äft nicht ohne gesetzliche Verpflichtung erbracht, 
da er.seiner Ehefrau und später den Kindern Unterhalt habe 
leisten und für den ehelichen Aufwand habe aufkommen müs­
sen, Jazu sei er nur durch seine Tätigkeit in dem Geschäft 
in der Lage gewesen, und zwar letztlich dadurch, daß die 
Beklagte ihm trotz der Gütertrennung über ihre nach § 1427 
Abs 2 BG3 bestehende Verpflichtung hinaus die Nutzniessung 
ihres Vermögens überlassen habe. Richtig ist, daß die Fäl­
le nicht gleichliegen und daß es eben, wie bereits darge­
legt, stets auf die besonderen Umstände des Einzelfalls 
ankommt,

Das Berufungsgericht hat bei seinen Erwägungen aber 
die naheliegende Möglichkeit unbeachtet gelassen, daß das 
Geschäft im Laufe der Jahre wesentlich mehr erbracht ha­
ben kann, als für die Lebenshaltung der Familie der Par­
teien erforderlich war. Unstreitig ist das Darlehen, das 
der Vater der Beklagten gegeben hatte, im Jahre 1945 zu­
rückgezahlt worden und sind in der Machkriegszeit erhebli-
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che Aufwendungen für das Haus gemacht worden. Auch wenn 
es die Beklagte war, die die Zahlungen vornahm, so läßt 
das vermuten, daß in dem Geschäft Einkünfte erzielt worden 
waren, die es ermöglicht hatten, Rücklagen zu machen,., und 
die nun dazu benutzt wurden, wirtschaftlich der Beklagten 
das uneingeschränkte Eigentum an dem Geschäftsgrundstück 
zu verschaffen, für dessen Erwerb sie eine Darlehensver­
pflichtung eingegangen war, sowie den Wert des Grundstücks 
zu erhöhen, Falls die Behauptung des Klägers richtig sein 
sollte, daß er dem Geschäft fast seine volle Arbeitskraft 
zur Verfügung gestellt und es zum Gedeihen gebracht habe, 
und falls die Prüfung des Sachverhalts nach den oben ent­
wickelten Grundsätzen ergeben sollte, daß ein Gesell- . •
Schaftsverhältnis zwischen den Parteien anzunehmen ist, 
so könnte ihm, auch soweit nicht er die Zahlungen leiste­
te, im Hinblick auf die durch diese Zahlungen ausgewiese­
nen Geschäftsgewinne ein gewisser Ausgleichsanspruch unter 
gesellschaftsrechtlichen Gesichtspunkten zustehen, unge­
achtet dessen, daß er seinerzeit seiner Familie unterhalts­
pflichtig war und den ehelichen Aufwand - unter Beteili­
gung der Beklagten nach Maßgabe des § H27 Abs 2 BGB - zu 
tragen hatte. Die Höhe dieses Anspruches wäre gegebenen­
falls unter.Berücksicntigung der konkreten Verhältnisse, 
insbesondere der Art und des Umfanges der von ihm geleiste­
ten Arbeit und des in dem Geschäft erzielten Gewinnes, 
zu ermitteln. Nach den getroffenen Feststellungen läßt 
sich jedoch jetzt schon die Annahme ausschließen, daß dem 
Kläger etwa ein Recht auf Übertragung eines Anteils an 
dem Haus selbst zustehen könnte (vgl §§ 732, 733 Abs '2 BGB). • 
Zugunsten des der Beklagten gebührenden Gewinnanteils könn- 
te zu berücksichtigen sein, was sie in das Geschäft ein- .
brachte, ohne daß es aus dessen Erträgnissen abgegolten * $werden mußte; so etwa dasjenige, was ihr Vater ihr für * s;;,;* V\ ' -

* V
%
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das Geschäft zuwendete, ohne ein Entgelt oder Rückzahlung 
zu verlangen,' Bern Kläger in Rechnung zu stellen wären auch 
die Vorteile, die ihm bereits zugeflossen sind, so dasje­
nige, was er etwa für persönliche Zwecke aus der Geschäfts­
kasse entnahm über seine angemessenen Bedürfnisse hinaus, 
wie umgekehrt auch die Entnahmen seitens der Beklagten zu 
berücksichtigen wären. Der Kläger tragt selbst vor, er al­
lein habe das Geschäft geführt und auslaiifen lassen, nach­
dem er sich mit der Beklagten überworfen hatte; auch dadurch 
mag er bereits entsprechende Vorteile erhalten haben. In 
diesem Zusammenhang könnte schließlich seine Behauptung 
von Bedeutung sein, er habe im Zeitpunkt der Währungsre­
form einen Betrag von 50.000,—  RM gehabt (Bl 81, 232 GA), 
und es wäre deshalb der Frage nach2ugehen, ob sie zutrifft 
und woher diese Mittel stammen. Ein sich für den Kläger 
etwa noch ergebender Ausgleichsanspruch würde im Verhältnis 
1 : 1 von Reichsmark auf Deutsche Mark umzustellen sein (§ 
18'Abs 1 Nr 3 UmstG).

Von wesentlicher Bedeutung für die Gesamtbeurtei­
lung ist es mithin,in welcher Art und in welchem Umfang 
der Kläger in dem Geschäft mitarbeitete. Die Revision 
rügt, daß ein Teil der dafür von dem Kläger benannten Zeu­
gen nicht vernommen worden sei.

Bereits im ersten Rechtszug hatte der Kläger sich zum 
Beweise dafür, daß er es gewesen sei, der das Geschäft ge­
führt und zur Blüte gebracht habe, auf das Zeugnis von 
insgesamt 8 Personen berufen (Bl 82 GA), von denen das 
Gericht nur 2 Zeuginnen, die Verkäuferinnen in dem Ge­
schäft gewesen waren, vernommen hatte (Bl-126 GA). In sei­
ner Berufungsbegründung bezog sich der Kläger auf seine 
früheren Beweisangebote (Bl 190 GA), ferner benannte er 

i



in einem nach der letzten mündlichen Verhandlung einge­
gangenen Schriftsatz weitere Zeugen dafür, daß er die See­
le des Geschäfts gewesen sei und sich fast ausschließlich 
um dieses gekümmert hahe (Bl 223 GA).

Es kann dahinstehen, oh die in diesem Schriftsatz 
enthaltenen Beweisanträge hätten berücksichtigt werden 
müssen. Jedenfalls durften die in der Berufungsbegründung 
wiederholten Beweisangebote der ersten Instanz dafür, 
daß der Kläger das Geschäft geführt und zur Blüte ge­
bracht habe, nicht ohne weiteres übergangen werden. Al­
lerdings wäre es angebracht gewesen, wenn der Kläger darü­
ber, was die Zeugen bekunden sollten, konkretere Anga­
ben gemacht hätte. Ihm oblag es, darzulegen und nachzu­
weisen, daß er seine volle Arbeitskraft für das Ge­
schäft eingesetzt und gesellschaftsrechtliche Ansprüche 
erworben hatte. Dazu bedurfte es umfassender Angaben, un­
ter Umständen auch der Beibringung von Unterlagen; bei­
spielsweise könnten etwa Steuererklärungen des Klägers 
aus der fraglichen Zeit gewisse Schlüsse dahin zulassen, 
in welchem Umfang der Kläger sich für das Geschäft der 
Beklagten betätigte und inwieweit er einem anderen Erwerb 
nachging.

Legen die gesamten Umstände die Annahme eines Ge­
sellschafttsverhültnisses nahe, so wird sich auch die Auf­
fassung des Berufungsgerichts, daß die Einnahmen aus dem 
Umsatz des Süßwarenkontingents des Klägers in dem von 
den Parteien betriebenen Einzelhandelsgeschäft grundsätz­
lich der Beklagten allein zustanden, nicht aufrecht er­
halten lassen. Wenn die Verwertung dieses Kontingents 
in dem Geschäft der Beklagten erfolgte, so könnte das in 
Verbindung mit anderen Umständen gerade dafür sprechen,



- 19 -

daß ein Gesellschaftsverhältnis bestand« Mit Recht weist 
die Revision schließlich darauf hin, daß der Wechsel in 
der Inhaberschaft des Geschäfts von dem einen auf den 
anderen Ehegatten, ohne daß der materielle Besitzstand 
sich dadurch änderue, die Auffassung von dem Vorhanden­
sein einer zwischen ihnen bestehenden Innengesellschaft 
stützen könnte. Allerdings werden hier die Gründe, die 
zu jenem Wechsel führten, von Bedeutung sein können.

IV, Da die Frage, ob der Kläger gegen die Beklagte auf 
Giund früherer gesellschaftsrechtlicher Beziehungen ei­
nen Auseinandersetzungsanspruch hat, von dem Berufungsge­
richt nicht ausreichend geprüft worden ist, und da die­
ser Anspruch der Höhe nach möglicherweise über die dem 
Kläger in dem Anerkenntnisurteil bereits zugesprochenen 
Beträge hinausgehen könnte, mußte das angefochtene Urteil, 
auch soweit darin über die Klage gegenüber der Beklagten 
zu 1) entschieden ist, aufgehoben und die Sache in die­
sem Umfang zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen werden, das den 
Sachverhalt unter Beachtung der vorstehend entwickelten 
Gesichtspunkte aufzuklären und erneut zu würdigen haben 
wird. Gegebenenfalls wird das Berufungsgericht dann auch 
auf die zur Aufrechnung gestellten Gegenansprüche einzu­
gehen haben, die sich allerdings zum Teil ohne weiteres 
erledigen, wenn beide Ehegatten im Rahmen einer Innenge­
sellschaft in dem Geschäft tätig waren.

Bas Berufungsgericht wird ferner über die Kosten 
der Revision sowie über die sonstigen Kosten des Rechts­
streits, soweit die Hauptsache ihre Erledigung gefunden 
hat, zu entscheiden haben.



V. Auf die weiteren von der Revision erhobenen Rügen 
braucht deshalb nicht eingegangen zu werden. Wenn der Klä­
ger meint, das Berufungsgericht sei seinen Behauptungen 
über die Herkunft der Mittel, die für die Rückzahlung des 
Darlehens und die Instandsetzung des Hauses verwendet wur­
den, nicht in der erforderlichen Weise naehgegangen, so ' 
steht es ihm frei, seinen Vortrag genügend substantiiert 
und unter Bev/eisantritt zu wiederholen. Die Richtigkeit 
seiner Behauptung, die Zahlungen seien nicht aus Erträg­
nissen des Geschäfts, sondern aus von ihm selbst vorgenom­
menen Lastkraftwagenfahrten oder seiner sonstigen Tätig­
keit geleistet, würde sich allerdings mindernd auf etwai­
ge Ausgleichsansprüche aus einem Gesellschaftsverhältnis 
auswirken, doch könnte sie unter Umständen unmittelbar 
einen Ersatzanspruch begründen.

Hingewiesen sei jedoch darauf, daß der Revision 
nicht beigetreten werden kann, soweit sie glaubt, das Be­
rufungsgericht habe den Umfang der Verpflichtungen eines 
Ehemannes, dem die mit ihm in Gütertrennung lebende Ehe­
frau ihr Vermögen zur Verwaltung überlassen habe, irrig 
.beurteilt und damit § 1430 BGB verletzt«

Es kann dahinstehen, ob es richtig ist, daß die Be­
träge, die für den Wiederaufbau und die Durchführung bau­
licher Verbesserungen eines der Ehefrau gehörigen Hauses 
aufgewendet werden, weder Kosten der ordnungsmässigen Ver­
waltung ihres Gutes noch Ausgaben sind, die aus den Ein­
künften bestritten zu werden pflegen. Denn jedenfalls 
handelte der Kläger hier nach dem festgestellten Sachver­
halt im Einverständnis mit der Beklagten, soweit er ihm 
überlassene Einkünfte aus deren Vermögen für die genann­
ten Zwecke ausgegeben haben sollte. Dieses Einverständnis
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stellt sich als eine von der Beklagten getroffene Bestim­
mung im Sinne des § 1430 Satz 2 BGB dar, so daß der Klä­
ger gehalten war, die Einkünfte dementsprechend zu verwen­
den. Er kann mithin, wenn er das getan hat, keinen Ersatz 
verlangen.

Schmidt RaBke Kregel
v. Werner Wüstenberg
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